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1. Projektsteckbriefe zu den partizipativen 

Gesetzgebungsverfahren 

 

Steckbrief: Nachbarrechtsgesetz 

Federführendes Ministerium: Justizministerium (DS 15/4384) 

Regelungsanlass und Regelungsgegenstand: 
Änderungen an einem bestehenden Gesetz. 

„Das baden-württembergische Nachbarrecht sollte in Teilen geändert werden, um die energetische Sanierung 
von Altbauten und den Einsatz regenerativer Energien zu erleichtern. Die Landesregierung wollte dadurch den 
Klimaschutz fördern. Klare Regeln helfen dabei, Veränderungen in einem guten nachbarschaftlichen Verhältnis 
miteinander zu gestalten“.1 

Das Gesetzesvorhaben sah vor allem drei Änderungen vor: Erstens sollte es leichter möglich sein, sein Haus 
nachträglich von außen zu dämmen. Dafür war ein „Überbau“ auf das Nachbargrundstück im Umfang von 
maximal 30 Zentimetern vorgesehen. Zweitens sollte die Verschattung von Photovoltaik- oder Solaranlagen 
reduziert werden. Dafür waren größere Mindestgrenzabstände für das Anpflanzen neuer großer Bäume 
vorgesehen. Drittens sollten die Verjährungsfristen für Ansprüche zum Beseitigen höher wachsender Bäume 
von fünf auf zehn Jahre verlängert werden. 
 

Gesetzgebungsverfahren: 

Erste Beratung im Landtag von Baden-Württemberg: 18.12.2013; dort Überweisung an den Ständigen 
Ausschuss. Beschlussempfehlung des Ausschusses: DS 15/4632. Zweite Beratung: 29.01.2014; dort kurze 
Diskussion, dann einstimmige Zustimmung (Gesetzesbeschluss DS 15/4668). Inkrafttreten: 12.02.2014. 
 

Partizipative Gesetzgebung: 

Verfahren nach Variante 1: Nach Freigabe des 22-seitigen Referentenentwurfs durch den Ministerrat fanden 
die förmliche Verbändeanhörung und die Kommentierung auf dem Online-Beteiligungsportal statt (09.08. bis 
27.09.2013). Insgesamt gingen 31 Kommentare und 3.682 Bewertungen von Kommentaren ein. In der 
Verbändeanhörung gingen 135 Stellungnahmen ein. 
 

Einschätzung: 

Es handelt sich um einen Regelungsgegenstand, der sowohl Konfliktpotential in sich birgt, als auch für relativ 
breite Bevölkerungsschichten relevant ist. Auf dem Weg der Gesetzgebung ist ein partizipativer Fußabdruck 
vorhanden. Vor allem die formale Verbändeanhörung hat zu Änderungen am Referentenentwurf geführt. Die 
Kommentare im Online-Beteiligungsportal enthielten gegenüber den Kommentaren in der Verbändeanhörung 
keine Neuigkeiten. Gleichwohl hält der Ministeriums-Mitarbeiter das Online-Portal für sinnvoll, denn die 
Kommentare regten nochmals zum Überdenken von Regelungen an. Auch motiviere es, Juristen-Sprache für 
die Kurzdarstellungen im Online-Portal allgemeinverständlich zu übersetzen. Und es böte – als Erweiterung der 
formalen Verbändeanhörung – auch nicht-organisierten Bürgern die Möglichkeit, sich zu äußern. Der Ministeri-
ums-Mitarbeiter verweist aber auch darauf, dass das Nachbarrechtsgesetz ein für das Justizministerium eher 
untypisches Gesetz sei. Anders als die meisten anderen Gesetze aus dem Justizministerium behandle es ein 
für die Allgemeinheit wichtiges Thema. Typischerweise würde im Justizministerium aber eher Gesetze 
vorbereitet, die sich mit einer technisch-juristischen Detailmaterie beschäftigen – etwa mit der Neuordnung des 
Notariatswesens. Hier sei unklar, ob diese Materie für das Beteiligungsportal geeignet ist. 

  

                                                
1 Aus dem Einleitungstext im Online-Beteiligungsportal: https://beteiligungsportal.baden-

wuerttemberg.de/de/kommentieren/lp-15/nachbarrechtsgesetz / Zugegriffen am 05.11.2016. 

https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/kommentieren/lp-15/nachbarrechtsgesetz
https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/kommentieren/lp-15/nachbarrechtsgesetz
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Steckbrief: Erneuerbare-Wärme-Gesetz 

Federführendes Ministerium: Umweltministerium (DS 15/6236) 

Regelungsanlass und Regelungsgegenstand: 
Änderungen an einem bestehenden Gesetz. 

„Ziel der Novellierung ist es, durch die verstärkte Einsparung fossiler Brennstoffe einen höheren Beitrag zum 
Klimaschutz zu leisten. Der Gebäudesektor ist ein wichtiger Ansatzpunkt, da rund 30 Prozent des CO2-
Ausstoßes in Baden-Württemberg auf die Heizung und die Warmwasserbereitung in Gebäuden zurückzuführen 
sind. Konsequenterweise sollen deshalb künftig auch Nichtwohngebäude (z.B. Bürogebäude) einen Beitrag 
leisten. Bisher betrifft das Gesetz nur Wohngebäude. Die Neufassung des Gesetzes soll außerdem zum Anlass 
genommen werden, die bisherigen Erfahrungen für eine Flexibilisierung der Regelungen zu nutzen. Die 
Novellierung sieht daher eine breitere Auswahl und mehr Kombinationsmöglichkeiten bei den 
Erfüllungsoptionen, eine stärkere Betonung der Energieeffizienz und eine technologieoffene Ausgestaltung der 
Regelungen vor“.2 

Im Mittelpunkt standen die folgenden Änderungen: a) Erhöhung des Pflichtanteils für erneuerbare Energien von 
zehn auf 15 Prozent, b) Verzicht auf Solarthermie als sogenannte Ankertechnologie, c) Einbeziehung von 
Nichtwohngebäuden, d) Streichung der Erfüllungsoption „Bioöl“, e) erhöhte Anforderungen an die 
Erfüllungsoption „Biogas“, f) individueller Sanierungsfahrplan für Gebäude. 
 

Gesetzgebungsverfahren: 

Erste Beratung im Landtag von Baden-Württemberg: 28.01.2015; dort Überweisung an den Ausschuss für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft. Beschlussempfehlung des Ausschusses: DS 15/ 6380. Zweite Beratung: 
11.03.2015; dort intensive und kontroverse Diskussion, dann Zustimmung in namentlicher Abstimmung mit den 
Stimmen der Grünen und der SPD gegen die Stimmen der CDU und der FDP (Gesetzesbeschluss 15/6608). 
Inkrafttreten: 01.07.2015. 
 

Partizipative Gesetzgebung: 

Verfahren nach Variante 2: Nach Freigabe des Eckpunktepapiers durch den Ministerrat wurde dieses auf dem 
Online-Beteiligungsportal in der Rubrik „Mitmachen“ veröffentlicht. Dort konnten die Eckpunkte vom 16.06. bis 
zum 15.07.2013 kommentiert und in einer Umfrage bewertet werden. Das Umweltministerium hat eine 
ausführliche Auswertung der Online-Beteiligung zu den Eckpunkten durchführen lassen. Demnach gingen mehr 
als 260 Kommentare sowie knapp 3.200 Bewertungen zu den Zielen der Gesetzesnovellierung und zu den 
inhaltlichen Eckpunkten ein.3 

Die Auswertung der Kommentare und Bewertungen ist in die Ausarbeitung des Referentenentwurfs ein-
geflossen. Der 29 Seiten umfassende Referentenentwurf sowie die dazu gehörige, 56 Seiten umfassende 
Begründung wurden am 29.07.2014 vom Ministerrat zur förmlichen Verbändeanhörung freigegeben. Zeitgleich 
wurden der Referentenentwurf und die Begründung auf dem Online-Beteiligungsportal zur Kommentierung bis 
zum 30.09.2014 freigegeben. Dort gingen 45 Kommentare und 2.592 Bewertungen von Kommentaren ein. In 
der Verbändeanhörung gingen knapp 90 Stellungnahmen ein. 
 

Einschätzung: 

Es handelt sich um einen Regelungsgegenstand, der sowohl Konfliktpotential in sich birgt, als auch für relativ 
breite Bevölkerungsschichten relevant ist. Zudem ist das Thema ideologisch aufgeladen. Auf dem Weg der 
Gesetzgebung ist ein partizipativer Fußabdruck vorhanden. Vor allem die formale Verbändeanhörung hat zu 
Änderungen am Referentenentwurf geführt. Zudem ist auf dem Weg vom Eckpunktepapier zum 
Referentenentwurf das Streichen der Option „Bioöl“ wieder zurückgenommen worden. Diese Rücknahme-
Forderung fand sich allerdings nicht im Online-Portal, sondern ist wohl eher der Lobbyarbeit einer 
Interessengruppe geschuldet. Die Kommentare im Online-Beteiligungsportal enthielten gegenüber den 
Kommentaren in der Verbändeanhörung keine Neuigkeiten. Die Kommentare zu den Eckpunkten sind 
fachlicher und sachlicher gewesen als die Kommentare zum Referentenentwurf. Gleichwohl hält die 
Ministeriums-Mitarbeiterin das Online-Portal für sinnvoll, da es zur Transparenz von Verwaltungshandeln bei-
trage. 

                                                
2 Aus dem Einleitungstext im Online-Beteiligungsportal. https://beteiligungsportal.baden-

wuerttemberg.de/de/kommentieren/lp-15/erneuerbare-waerme-gesetz/ Zugegriffen am 05.11.2016.  
3 https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/mitmachen/ewaermeg/eckpunkte-fuer-ein-neues-

ewaermeg/auswertung-und-veroeffentlichung/. Zugegriffen am 05.11.2016. 

https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/mitmachen/ewaermeg/eckpunkte-fuer-ein-neues-ewaermeg/auswertung-und-veroeffentlichung/
https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/mitmachen/ewaermeg/eckpunkte-fuer-ein-neues-ewaermeg/auswertung-und-veroeffentlichung/
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Steckbrief: Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz 

Federführendes Ministerium: Sozialministerium (DS 15/5521) 

Regelungsanlass und Regelungsgegenstand: 
Neues Gesetz, das im Koalitionsvertrag festgelegt war. 

„Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf beabsichtigt das Sozialministerium, die Rechte psychisch kranker oder 
behinderter Menschen zu stärken. Hilfen für psychisch kranke oder auf Grund einer solchen Erkrankung 
behinderte Menschen erhalten erstmals in Baden-Württemberg eine gesetzliche Grundlage. Dies bislang im 
Unterbringungsgesetz (UBG) niedergelegten Regelungen über die öffentlich-rechtliche Unterbringung sowie 
den Maßregelvollzug werden unter besonderer Berücksichtigung der Grundrechte der betroffenen Personen 
überarbeitet und ebenfalls in das neue Gesetz aufgenommen“.4 

Angestrebt war vor allem eine Stärkung der Patientenrechte. Dazu sollten unter anderem vier Einrichtungen 
geschaffen werden: Informations-, Beratungs- und Beschwerdestellen, eine Ombudsstelle, ein zentrales, 
anonymisiertes Melderegister sowie Besuchskommissionen. 
 

Gesetzgebungsverfahren: 

Erste Beratung im Landtag von Baden-Württemberg: 16.10.2014; dort Überweisung an den Ausschuss für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren. Beschlussempfehlung des Ausschusses: DS 15/5969. 
Zweite Beratung: 12.11.2014; dort kurze Diskussion, dann einstimmige Zustimmung (Gesetzesbeschluss 
15/6129). Inkrafttreten: 01.01.2015. 
 

Partizipative Gesetzgebung: 

Verfahren nach Variante 3: Bereits das Eckpunktepapier wurde in einem Face-to-Face-Format erarbeitet. 
„Bereits im Vorfeld des formellen Gesetzgebungsverfahrens hat die Landesregierung einen umfassenden 
Dialog mit den unterschiedlichen Beteiligten der Psychiatrielandschaft eingeleitet. Hierzu hat sich unter 
Moderation des Sozialministeriums eine plural besetzte Arbeitsgruppe aus Vertretern der Medizin, 
Wissenschaft, der kommunalen Ebene und der Leistungsträger, aber auch der Psychiatrie-Erfahrenen, 
Angehörigen, der Bürgerhilfe und der Sozialverbände zusammengefunden, um Eckpunkte als Grundlage für 
ein Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz zu erarbeiten. Insgesamt sind im Rahmen eines frühzeitig initiierten, 
breiten Beteiligungsprozesses rund 100 Personen in einen konstruktiven Erfahrungsaustausch eingetreten“.5 

Das gemeinschaftlich erarbeitete Eckpunktepapier wurde zunächst im Arbeitskreis Soziales der Regie-
rungsfraktionen diskutiert und dann dem Ministerrat vorgelegt, dort diskutiert und als Basis für den 
auszuarbeitenden Referentenentwurf beschlossen. Auf das Bereitstellen des Eckpunktepapiers im Online-
Beteiligungsportal wurde angesichts der breiten Face-to-Face-Beteiligung an dieser Stelle verzichtet. Der 102 
Seiten umfassende Referentenentwurf wurde am 01.04.2014 vom Ministerrat für die formale Verbändeanhö-
rung freigegeben. Zeitgleich wurde der Referentenentwurf auf dem Online-Beteiligungsportal zur 
Kommentierung bis zum 16.05.2014 freigegeben. Insgesamt gingen 14 Kommentare und 353 Bewertungen 
von Kommentaren ein. 
 

Einschätzung: 

Es handelt sich um einen Regelungsgegenstand, der einerseits konfliktär war, andererseits aber keine breiten 
Bevölkerungsschichten betroffen hat. Die sehr frühzeitige Einbeziehung von Verbänden (die später bei der 
formalen Verbändeanhörung ohnehin gefragt werden) und von nicht-organisierten Betroffenen in Form einer 
Face-to-Face-Beteiligung bei der Erarbeitung der Eckpunkte hat sich sehr bewährt. Sie hat einen partizipativen 
Fußabdruck im Gesetz hinterlassen. Der Ministeriums-Mitarbeiter schätzt das so ein, dass es ohne diese 
Beteiligung später im Parlament unter Umständen kontroverse Diskussionen gegeben hätte. Die guten 
Erfahrungen sollen dazu führen, dass nun auch bei anderen Gesetzesvorhaben frühzeitig eine partizipative 
Gesetzgebung stattfindet. Dabei wird der Face-to-Face-Beteiligung im Hinblick auf die Qualität der Beiträge 
und die Wirkung der Zusammenarbeit mehr Bedeutung beigemessen als der Online-Beteiligung. Letztere sei 
vor allem unter Transparenz-Gesichtspunkten wichtig. 

  

                                                
4 Aus dem Einleitungstext im Online-Beteiligungsportal. https://beteiligungsportal.baden-

wuerttemberg.de/de/kommentieren/lp-15/psychisch-kranken-hilfe-gesetz/ Zugegriffen am 05.11.2016. 
5  Ebd. 

https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/kommentieren/lp-15/psychisch-kranken-hilfe-gesetz/
https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/kommentieren/lp-15/psychisch-kranken-hilfe-gesetz/
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Steckbrief: Hochschulrechtsänderungsgesetz 

Federführendes Ministerium: Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst (DS 15/4684) 

Regelungsanlass und Regelungsgegenstand: 
Grundlegende Änderungen an einem bestehenden Gesetz. 

Im Mittelpunkt standen: a) Stärkung der Verantwortlichkeiten von Rektorat, Hochschulrat und Senat, b) 
Möglichkeit, fakultätsübergreifende Zentren einzurichten, c) Weiterentwicklung der Juniorprofessur, d) 
Änderung des Promotionsrechts, e) Erleichterung des Hochschulzugangs.6 

 

Gesetzgebungsverfahren: 

Erste Beratung im Landtag von Baden-Württemberg: 19.02.2014; dort Überweisung an den Ausschuss für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst. Beschlussempfehlung des Ausschusses: DS 15/ 4898. Zweite Beratung: 
27.03.2014; dort intensive und kontroverse Diskussion, dann Zustimmung mit den Stimmen der Grünen und 
der SPD gegen die Stimmen der CDU und der FDP (Gesetzesbeschluss DS 15/4996). Inkrafttreten: 09.04.2014. 

 

Partizipative Gesetzgebung: 

Verfahren nach Variante 4: Dabei wurde auf Erfahrungen mit der Beteiligung zum Gesetz zur Wiedereinführung 
der Verfassten Studierendenschaft zurückgegriffen. Zu diesem Gesetz fand im ersten Quartal 2012 die erste 
Online-Beteiligung der Landesregierung statt7 – auf einer eigens dafür eingerichteten Seite (das 
Beteiligungsportal des Landes existierte zu diesem Zeitpunkt noch nicht), die mit einer PR-Kampagne begleitet 
wurde.8 Insgesamt gingen 508 Beiträge auf der Web-Seite ein. Darüber hinaus fanden Gespräche mit 
Studierenden sowie eine Verbändeanhörung statt, deren Ergebnisse in den Gesetzentwurf eingeflossen sind. 
Aus Sicht des Ministeriums-Mitarbeiters habe sich die Kombination aus Online- und Face-to-Face-Beteiligung 
bewährt. 

Da es sich beim Hochschulrechtsänderungsgesetz um einen Gesetzentwurf mit zahlreichen Unterpunkten 
handelt, wurde zunächst ein Aspekt herausgegriffen: die Reform des Promotionsverfahrens. Dazu erarbeitete 
eine Arbeitsgruppe aus dem Ministerium, Hochschulvertretern und Promovierenden in sechs Sitzungen ein fünf 
Seiten umfassendes Eckpunktepapier. Dieses Eckpunktepapier konnte vom 10.06. bis zum 07.07.2013 online 
kommentiert werden. Zudem wurden fünf Fragen zur Abstimmung gestellt. Die Umfrage sollte vor allem zur 
Teilnahme an der Online-Diskussion anregen. Schließlich fand eine Face-to-Face-Beteiligung statt. Die 
Verwaltung ist aktiv auf identifizierbare Zielgruppen zugegangen: Beispielsweise wurden organisierte Promo-
vierende sowie Begabtenförderwerke eingeladen, über die Eckpunkte zu diskutieren. Und schließlich fand noch 
eine Verbändeanhörung statt. Die Ergebnisse dieser Beteiligungsformate flossen teilweise in den 
Referentenentwurf ein. 

Der Referentenentwurf zum Hochschulrechtsänderungsgesetz wurde dann auf dem Beteiligungsportal 
freigegeben. Zwischen dem 27.10. und dem 28.11.2013 gingen 57 Kommentare sowie 10.930 Bewertungen 
ein. Zusätzlich fand eine öffentliche Anhörung statt. Die Ergebnisse flossen in den Entwurf ein, der vom 
Ministerrat am 04.02.2014 verabschiedet und in den Landtag eingebracht wurde. 

 

Einschätzung: 

Es handelt sich um einen Regelungsgegenstand, der Konfliktpotential in sich birgt, der jedoch nur einen relativ 
eng umgrenzten Teil der Bevölkerung betrifft. Auf dem Weg der Gesetzgebung ist ein partizipativer Fußabdruck 
vorhanden. Bereits das Einbeziehen von Betroffenen in die Erarbeitung des Eckpunktepapiers zum 
Promotionsverfahren hat die weiteren Beratungen mitgeprägt. Aber auch die Face-to-Face-Beteiligung zum 
gesamten Referentenentwurf hat Spuren hinterlassen. Die Online-Beteiligung diente hingegen eher dem 
Herstellen von Transparenz. 

                                                
6 http://mwk.baden-wuerttemberg.de/de/hochschulen-studium/landeshochschulgesetz/. Zugegriffen am 

05.11.2016. 
7 http://mwk.baden-wuerttemberg.de/de/hochschulen-studium/verfasste-studierendenschaft/. Zugegriffen am 

05.11.2016. 
8 Zu diesem Online-Beteiligungsverfahren existiert ein ausführlicher Bericht: http://mwk.baden-

wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-
mwk/intern/dateien/pdf/Verfasste_Studierendenschaft/Abschlussbericht_Online-
Beteiligung_VerfassStud.pdf. Zugegriffen am 05.11.2016. 

http://mwk.baden-wuerttemberg.de/de/hochschulen-studium/landeshochschulgesetz/
http://mwk.baden-wuerttemberg.de/de/hochschulen-studium/verfasste-studierendenschaft/
http://mwk.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mwk/intern/dateien/pdf/Verfasste_Studierendenschaft/
http://mwk.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mwk/intern/dateien/pdf/Verfasste_Studierendenschaft/
http://mwk.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mwk/intern/dateien/pdf/Verfasste_Studierendenschaft/
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Steckbrief: Gesetz zur Einrichtung des Nationalparks Schwarzwald 

Federführendes Ministerium: Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (DS 15/4127) 

Regelungsanlass und Regelungsgegenstand: 
Neues Gesetz. Eines der umstrittensten Gesetze der gesamten Legislaturperiode. 

Auf einer Fläche von gut 10.000 Hektar sollte der erste Nationalpark Baden-Württembergs eingerichtet werden. 
„Das Vorhaben hat zum Ziel, eine einzigartige Naturlandschaft zu entwickeln, unsere natürlichen Le-
bensgrundlagen zu bewahren und einen Schutzraum für seltene Pflanzen und Tiere zu schaffen. Dabei soll der 
Nationalpark auch als Naturerlebnisraum dienen und somit nicht nur eine Chance für den Naturschutz, sondern 
auch für die wirtschaftliche und touristische Entwicklung der Region insgesamt sein.“9 
 

Gesetzgebungsverfahren: 

Erste Beratung im Landtag von Baden-Württemberg: 23.10.2013; dort Überweisung an den Ausschuss für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz. Beschlussempfehlung des Ausschusses: DS 15/ 4192. Zweite Be-
ratung: 28.11.2013; dort intensive und kontroverse Diskussion, dann Zustimmung in namentlicher Abstimmung 
mit 71 gegen 63 Stimmen (Gesetzesbeschluss DS 15/4406). Inkrafttreten: 01.01.2014. 
 

Partizipative Gesetzgebung: 

Verfahren nach Variante 5: Es handelt sich um ein Gesetz, zu dem es eine sehr umfassende und facettenreiche 
Beteiligung gegeben hat. Die Landesregierung beschreibt die Beteiligung wie folgt: „Alle Beteiligten und 
Interessierten, insbesondere die Bürgerinnen und Bürger vor Ort und die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und politischen Akteure der Region konnten ihre Anliegen einbringen. Das Ministerium schrieb unmittelbar zu 
Beginn des Prozesses alle 120.000 Haushalte im Suchraum an und informierte die Bürgerinnen und Bürger 
über das Vorhaben. Es lud sie zu Info-Veranstaltungen und geführten Wanderungen ein, schaltete ein Info-
Telefon und forderte sie auf, aktiv mitzudiskutieren. Gesammelt wurden Fragen, Anregungen und 
Meinungsäußerungen, Stellungnahmen zu den (Zwischen-)Ergebnissen aus den Arbeitskreisen – sowohl 
schriftlich per Post, als auch im Internet und per E-Mail. Bereits bis Ende September 2011 waren über 2.000 
Anregungen und Stellungnahmen eingegangen. Sie flossen in ein Lastenheft ein, das die im unabhängigen 
Gutachten zu untersuchenden Aspekte umreißt, und waren Grundlage für die Beratungen der Regionalen 
Arbeitskreise. Die Regionalen Arbeitskreise, an denen auch die Gutachterinnen und Gutachter teilnahmen, 
tagten bis Dezember 2012. Die Bevölkerung hatte die Möglichkeit, die einzelnen Protokolle und Ergebnisse 
dieser Arbeitskreise nach jeder Sitzung über eine Internet-Plattform zu kommentieren. Fragen, Anregungen und 
Meinungsäußerungen der Bürgerinnen und Bürger wurden regelmäßig in die Beratungen der Arbeitskreise 
eingebracht. Das in Auftrag gegebene unabhängige Gutachten wurde am 8. April 2013 in Stuttgart im Rahmen 
einer Landespressekonferenz der Öffentlichkeit vorgestellt. Bei weiteren fünf Veranstaltungen im April 2013 
wurde das Gutachten in der Region präsentiert und mit allen interessierten Bürgerinnen und Bürgern 
diskutiert.“10 

Diese Phase kann analog zur Erstellung eines Eckpunktepapiers betrachtet werden. Sodann wurde die 
Beteiligung fortgesetzt: „Auf Grundlage des Gutachtens hat das Ministerium für Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz einen konkreten Vorschlag für Kulisse, Verwaltungsstruktur und Rechtsrahmen des 
Nationalparks vorgelegt. Daraufhin hatten Kommunen und Verbände sowie auch alle Bürgerinnen und Bürger 
wiederum die Möglichkeit, diesen einzusehen, zu kommentieren und damit die Rahmenbedingungen für den 
Nationalpark zu beeinflussen. Von dieser Möglichkeit haben die Bürgerinnen und Bürger auch lebhaft Gebrauch 
gemacht. Über die Beteiligungsplattform der Landesregierung brachten sich 168 Bürgerinnen und Bürger mit 
insgesamt über 430 Kommentaren in den Prozess um die Ausgestaltung des Nationalparkgesetzes ein. Alle 
eingegangenen Äußerungen wurden gesichtet und geprüft, die Anregungen und Vorschläge wurden 
berücksichtigt und sind – soweit möglich – in den überarbeiteten Vorschlag für Kulisse und Nationalparkgesetz 
eingeflossen.“11 

Zum Referentenentwurf wurden aber online nicht nur 461 Kommentare abgegeben, sondern zu ihm gingen auf 
dem Beteiligungsportal des Landes auch 64.730 Bewertungen ein – so viele, wie zu keinem anderen 
Gesetzentwurf in der Legislaturperiode. Darunter waren zahlreiche Kommentare, mit denen die Verfasser 
lediglich ihre Ablehnung des Nationalparks oder ihre Wut auf die Landesregierung zum Ausdruck gebracht 
haben. Es fanden sich aber auch zahlreiche Kommentare, die teilweise sehr detaillierte und hilfreiche Hinweise 

                                                
9 https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/informieren/projekte-der-

landesregierung/beteiligungsprojekte/lp-15/nationalpark-nordschwarzwald/ Zugegriffen am 05.11.2016. 
10 Ebd. 
11 Ebd. 

https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/informieren/projekte-der-landesregierung/beteiligungsprojekte/lp-15/nationalpark-nordschwarzwald/
https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/informieren/projekte-der-landesregierung/beteiligungsprojekte/lp-15/nationalpark-nordschwarzwald/
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auf lokale Besonderheiten bei der Wegeführung oder dem Zuschnitt des Nationalparks geliefert haben. Die 
Führungen vor Ort sowie andere Face-to-Face-Formate haben nach Auskunft der zuständigen Ministeriums-
Mitarbeiterin dabei wertvollere Hinweise geliefert als die Online-Formate. Die Verwaltung selbst beschreibt den 
partizipativen Fußabdruck wie folgt: „Die Anhörungsphase sowie der vorgeschaltete Informations- und 
Beteiligungsprozess seit 2011 haben grundlegend und erfolgreich zur Ausgestaltung des Nationalparkgesetzes 
beigetragen. So liegen konkrete Ergebnisse des intensiven Austauschs beispielsweise in der paritätischen 
Mitbestimmung der Region, der Sicherheit angrenzender Wirtschaftswälder durch ein effektives Borkenkäfer-
management und dem Bestandsschutz bestehender Einrichtungen innerhalb der Gebietskulisse.“12 

Eine weitere Besonderheit dieses Gesetzes besteht darin, dass es auch die Beteiligung nach Einrichtung des 
Nationalparks regelt: „Ein zentrales Ergebnis des intensiven Beteiligungsprozesses liegt in der Besetzung des 
sogenannten Nationalparkrates, der über grundsätzliche Fragen des Nationalparks Schwarzwald berät. Dieses 
Beteiligungsgremium ist paritätisch mit Vertreterinnen und Vertretern des Landes sowie der Region besetzt und 
gewährleistet somit ein in dieser Form bundesweit einmaliges Mitbestimmungsrecht der Region. Damit ist 
sichergestellt, dass die Region auch künftig wesentlich zur Ausgestaltung des Nationalparks Schwarzwald 
beitragen wird.“13 

Darüber hinaus finden Begehungen mit interessierten Bürgerinnen und Bürgern sowie Bürgerworkshops (etwa 
zum Wegekonzept) statt. Der Schwerpunkt der Beteiligung liegt bei Fachthemen (wie dem Borkenkäfermana-
gement) eher auf der Information, bei allgemein interessierenden Themen (wie dem Wegekonzept) eher auf 
der Konsultation. Zum Wegekonzept hat ein Beteiligungs-Scoping stattgefunden, um zu klären, welche 
Gruppen zum Dialog eingeladen werden sollten. So wurde u.a. im Nationalparkrat nachgefragt, auch wurden 
Personen eingeladen, die dem Nationalpark sehr kritisch gegenüberstehen (Vertreter der Mountain-Biker, 
Wanderer). Ferner wurden interessierte Bürgerinnen und Bürger eingeladen. Darüber hinaus wurde eine reprä-
sentative Umfrage zur Akzeptanz des Nationalparks durchgeführt und veröffentlich.14 Zudem existiert – 
eingebunden in die Homepage des Nationalparks – eine eigene Dialog-Plattform. 
 

Einschätzung: 

Zu keinem anderen Gesetz seit Einführung der Beteiligungsplattform gab es eine so rege Online-Beteiligung 
wie zum Gesetz zur Einführung des Nationalparks. Und zu keinem anderen Gesetz wurde eine so umfangreiche 
und kontinuierliche Face-to-Face-Beteiligung durchgeführt. Die Beteiligungsformate haben einen 
umfangreichen partizipativen Fußabdruck im Gesetz hinterlassen. Eine Besonderheit ist ferner die Fortführung 
der Beteiligung nach Einrichtung des Nationalparks. Nicht von ungefähr nimmt die Leitung des Nationalparks 
Schwarzwald für sich – zu Recht – in Anspruch, einen „partizipativen Nationalpark“ etablieren zu wollen. 
 
  

                                                
12 Ebd. 
13 Ebd. 
14 http://www.schwarzwald-

nationalpark.de/fileadmin/_schwarzwald/Downloads/07_07_2015_FIFAS_Abschlussbericht_Nationalpark_f
in.pdf Zugegriffen am 05.11.2016. 

http://www.schwarzwald-nationalpark.de/fileadmin/_schwarzwald/Downloads/07_07_2015_FIFAS_Abschlussbericht_Nationalpark_fin.pdf
http://www.schwarzwald-nationalpark.de/fileadmin/_schwarzwald/Downloads/07_07_2015_FIFAS_Abschlussbericht_Nationalpark_fin.pdf
http://www.schwarzwald-nationalpark.de/fileadmin/_schwarzwald/Downloads/07_07_2015_FIFAS_Abschlussbericht_Nationalpark_fin.pdf
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Steckbrief: Integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept (IEKK) 

Federführendes Ministerium: Umweltministerium (DS 15/5186) 

Regelungsanlass und Regelungsgegenstand: 

Das Integrierte Energie- und Klimaschutzkonzept (IEKK) hatte zum Ziel, Maßnahmen der Landesregierung zum 
Klimaschutz zu bündeln, aufeinander abzustimmen, gegebenenfalls zu ergänzen und zu priorisieren. Das zuvor 
vom Landtag beschlossene Klimaschutzgesetz enthält mittel- und langfristige Klimaschutzziele. Baden-
Württemberg hat sich darin verpflichtet, „die Treibhausgasemissionen gegenüber dem Basisjahr 1990 bis 2020 
um 25 % und bis 2050 um 90 % zu verringern. Die zur Erreichung dieser Ziele erforderlichen Maßnahmen und 
Strategien habe das Umweltministerium gemeinsam mit anderen betroffenen Ressorts wie Landwirtschaft, 
Tourismus und Verkehr im Integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept (IEKK) entwickelt“.15 
 

Beratungsverfahren: 

Das IEKK wurde am 26.06.2014 im Landtag von Baden-Württemberg beraten und mehrheitlich verabschiedet. 
 

BEKO: 

Verfahren nach Variante 6: Die „Bürger- und Öffentlichkeitsbeteiligung am Integrierten Energie- und Klima-
schutzkonzept“ (kurz: BEKO) war nicht nur sehr umfangreich, sondern sie verknüpfte zahlreiche 
Beteiligungsformate auf innovative und bislang einzigartige Art und Weise miteinander. Zunächst wurde ein 
Beteiligungs-Scoping durchgeführt, um die zu beteiligenden Gruppen zu identifizieren. Das Ministerium für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft hat sich dann entschieden, mehrstufig vorzugehen. Es hat auf knapp 150 
Seiten insgesamt 110 IEKK-Maßnahmen auf einem eigens dafür eingerichteten Online-Portal16 zur Diskussion 
gestellt (das Beteiligungsportal der Landesregierung befand sich erst im Aufbau). Sie konnten vom 17.12.2012 
bis zum 31.01.2013 kommentiert und bewertet werden. Insgesamt sind 6.742 Kommentare und 82.205 
Bewertungen eingegangen. 

Parallel zur Online-Beteiligung gab es aufeinander abgestimmte und miteinander verzahnte Face-to-Face-
Beteiligung. Diese bestand im Kern aus drei Runden Tischen mit Bürgern zu den Handlungsfeldern 
Stromversorgung, Verkehr und Private Haushalte sowie aus sieben Runden Tischen mit Verbandsvertretern zu 
diesen drei Handlungsfeldern und zu den Handlungsfeldern Industrie, Gewerbe/ Handel/Dienstleistungen, 
Land- und Forstwirtschaft/Landnutzung und Öffentliche Hand. In jeweils zwei halbtägigen Sitzungen haben 
diese Runden Tische die ihre Handlungsfelder betreffenden Maßnahmen diskutiert. Die Ergebnisse wurden in 
gemeinsamen Sitzungen, den sogenannten „Reflexionssitzungen“, von Vertretern der Bürger- und der Verbän-
de-Tische gemeinsam diskutiert. Daraus resultierte eine mehr als 300 Seiten umfassende Empfehlung an die 
Landesregierung. 

Die Empfehlungen wurden geprüft und in das IEKK eingearbeitet. Dieses überarbeitete Konzept ging dann noch 
in die traditionelle Verbändeanhörung. Auch deren Ergebnisse wurden teilweise im Entwurf der 
Landesregierung berücksichtigt. 

Eine Besonderheit dieses Beteiligungsprozesses ist die Auswahl der Bürgerinnen und Bürger. 100 Teilnehmer 
an den Runden Tischen wurden in einer Zufallsauswahl gewonnen. Weitere Bürger konnten sich über ein 
Online-Portal für die Teilnahme bewerben. So entstanden „Bürgertische Zufallsbürger“ (Querschnitt der 
Bevölkerung) und „Bürgertische Experten-Bürger“ (dort waren Ältere und Männer etwas überrepräsentiert).  

Eine weitere Besonderheit der BEKO war die Verzahnung der Online- mit der Face-to-Face-Beteiligung. Die 
Anmerkungen aus dem Online-Portal sind von den Moderatoren der Bürger- und der Verbände-Tische 
gesichtet, aufgegriffen und in die Face-to-Face-Formate eingebracht worden. Die Online-Kommentare standen 
also nicht für sich alleine. Sie waren eine gute funktionale Komponente für die Moderatoren, die den Einstieg in 
die Face-to-Face-Diskussionen erleichtert hat. 
 

  

                                                
15 Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft (DS 15/5264), 

S. 1. 
16 www.beko.baden-wuerttemberg.de. Zugegriffen am 05.11.2016. 
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Einschätzung: 

Zu keinem anderen Vorhaben der letzten Legislaturperiode gab es eine so rege Online-Beteiligung wie zum 
IEKK. Und zu keinem anderen Vorhaben wurde eine so umfangreiche und kontinuierliche Face-to-Face-
Beteiligung in Verknüpfung mit Online-Elementen durchgeführt. Die Beteiligungsformate haben einen 
umfangreichen partizipativen Fußabdruck im IEKK hinterlassen. 

Der Ministeriums-Mitarbeiter sieht den größten Nutzen der Bürgerbeteiligung für die Verwaltung darin, dass sie 
Rahmenbedingungen festlegen kann, innerhalb derer die Verwaltung dann weiter arbeitet und Vorschläge 
erstellt. Innerhalb der Verwaltung habe die BEKO zu „Sicherheit in der Sache“ geführt. Denn sie habe interne 
Reflexionen angestoßen, so dass sich die Verwaltung nach mehrmaligem Nachdenken sicher war, in der Sache 
richtige Maßnahmen vorzuschlagen. Zudem habe ein Vorgehen wie bei der BEKO auch einen Effekt auf die 
politische Debatte: „Eine belastbare Beteiligung, ein wasserdichtes Verfahren, führt zu weniger politischen 
Kontroversen über die Maßnahmen in der Sache“. Am Ende habe niemand mehr die Inhalte des Integrierten 
Energie- und Klimaschutzkonzeptes in Frage gestellt. 

Beim direkten Vergleich zwischen Online- und Face-to-Face-Formaten sieht der Ministeriums-Mitarbeiter 
eindeutige Vorteile der Face-to-Face-Formate. Die Online-Beteiligung sei, wie die traditionelle, schriftliche 
Verbändeanhörung auch, eher „monologisch“ angelegt. In den Face-to-Face-Formaten käme es hingegen zu 
einem echten Dialog, der auch mal unvorhergesehene Ansichten zu Tage fördere. Vor allem aber würde der 
direkte Austausch unter den Teilnehmenden Vertrauen und Respekt stärken. Präsenzverfahren seien generell 
besser als Online-Verfahren. Mitunter seien sie aber auch „riskanter“, da sie live stattfinden. Sie erforderten 
daher eine gute Moderation. Der Ministeriums-Mitarbeiter ist überzeugt: „Online-Verfahren dürfen den Präsenz-
Verfahren, wie den Tischen, nicht den Rang ablaufen“. Diese Gefahr bestehe, weil Online-Verfahren für die 
Verwaltung bequemer seien und auch besser zur Arbeitsweise der Verwaltung passen. Man setze ein Online-
Verfahren auf, warte die Kommentare ab, bearbeite die Kommentare – das alles ginge vom Schreibtisch aus 
und sei weniger aufwändig als die Face-to-Face-Formate. 
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2. Fragebogen für Mitarbeiter  

der Ministerien 

 

Die folgenden Fragen gliedern sich in drei Blöcke. Diese Blöcke sind auch das Grundgerüst für unser 
Experten-Interview. In den folgenden Fragen geht es erst einmal um eine grobe Einschätzung durch 
Sie. Differenzierter können wir das im Experten-Interview besprechen. 
 

Themenblock 1: Art und Qualität der Online-Kommentare 

1. Wenn Sie einmal an die Online-Kommentare im Beteiligungsportal zum (Name des Gesetzes) 
denken: Wie fanden Sie die Online-Kommentare alles in allem? Bitte kreuzen Sie je 
Gegensatzpaar nur ein Kästchen an. 

 

  

 

 

konstruktiver Ton  destruktiver Ton 

konkrete Vorschläge 
 pauschale Aussagen 

nicht hilfreich 
 hilfreich 

sachlich 
 polemisch 

vorhersehbar 
 überraschen 

brauchbar 
 unbrauchbar 

unverständlich 
 verständlich 

interessant 
 uninteressant 

weniger 
Kommentare als 
erwartet 

 mehr Kommentare 
als erwartet 

 

2. Enthielten die Online-Kommentare im Beteiligungsportal auch neue Aspekte – im Vergleich 
zu den Kommentaren, die Sie auf herkömmlichen Wegen (etwa Verbände-Anhörung) 
erreicht haben? 

sehr viele 
neue Aspekte einige 

teils/ 
teils kaum 

überhaupt 
keine neuen 

Aspekte  

    

3. Hatten Sie den Eindruck, dass Menschen die Vorlage kommentiert haben, die sonst nicht zu 
Wort kommen? 

ja, 
sehr stark 

ja, 
eher 

teils/ 
teils 

nein, 
eher nicht 

nein, 
gar nicht  

    
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Themenblock 2: Umgang mit den Kommentaren 

4. Nun geht es darum, wie innerhalb der Verwaltung mit den Kommentaren umgegangen 
wurde. Wie aufwändig war es, die Kommentare zu sichten?  

nicht sehr 
aufwändig 

kaum 
aufwändig teils/teils 

eher 
aufwändig 

sehr 
aufwändig  

    

5. Wurden einige der Kommentare in die Vorlage eingearbeitet, oder haben die Kommentare 
an der Vorlage nichts geändert? 

Viele Kommentare 
wurden 

eingearbeitet. 

Einige Kommentare 
wurden 

eingearbeitet. 

Wenige Kommentare 
wurden 

eingearbeitet. 

Keine Kommentare 
wurden 

eingearbeitet. 

   

6. Gegebenenfalls: Wie aufwändig war es, die Kommentare in die Vorlage einzuarbeiten? 

nicht sehr 
aufwändig 

kaum 
aufwändig teils/teils 

eher 
aufwändig 

sehr 
aufwändig  

    

7. Nun zu einzelnen Aspekten: Inwieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen zu oder nicht 
zu – bezogen auf die Kommentare im Online-Beteiligungs-Verfahren? 

 

stimme 
voll und 
ganz zu 

stimme 
eher zu 

teils/ 
teils 

stimme 
eher nicht 

zu 

stimme 
überhaupt 
nicht zu 

kann ich 
nicht 

sagen 

Die Anregungen haben zu 
einer Verbesserung der 
ursprünglichen Verwaltungs-
vorlage geführt. 

     

Die Anregungen führten zu 
Kosten-Einsparungen. 

     

Es war gut möglich, die 
Anregungen in die Vorlage 
einzuarbeiten. 

     

Wir haben veröffentlicht, wie 
wir mit den Kommentaren 
umgegangen sind. 

     

Wir haben für die Beratungen 
im Landtag deutlich gemacht, 
welche Veränderungen auf 
Online-Kommen-taren 
beruhen. 

     
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Themenblock 3: Aspekte des Online-Beteiligungs-Verfahrens 

8. Und nun zu einzelnen Aspekten des Online-Beteiligungs-Verfahrens zum (Name des 
Gesetzes). Inwieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen zu oder nicht zu – bezogen auf 
das Online-Beteiligungs-Verfahren? Wie ist Ihr Eindruck dazu? 

 

stimme 
voll und 
ganz zu 

stimme 
eher zu 

teils/ 
teils 

stimme 
eher nicht 

zu 

stimme 
überhaupt 
nicht zu 

kann ich 
nicht 

sagen 

Das Verfahren hat inhaltlich 
sinnvolle Anregungen 
geliefert. 

     

Das Verfahren hat dazu 
geführt, dass die Vorlage 
innerhalb der Verwaltung 
mehr Unterstützung 
gefunden hat. 

     

Das Verfahren hat dazu 
geführt, dass die Vorlage im 
Landtag auf breitere 
Zustimmung gestoßen ist. 

     

Das Verfahren hat dazu 
geführt, dass das 
beschlossene Gesetz bei 
den Betroffenen auf breitere 
Zustimmung gestoßen ist. 

     

Der Aufwand für das 
Verfahren war gerechtfertigt. 

     

Das Verfahren hat die 
Gesetzgebung zeitlich 
verlängert. 

     

Ohne das Verfahren wäre die 
Befassung mit der Vorlage 
später ins Stocken geraten. 

     

Das Verfahren gibt uns in der 
Verwaltung mehr Sicherheit. 

     

Das Verfahren ermöglicht ein 
bürgernäheres 
Verwaltungshandeln. 

     
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9. Abschließend möchte ich Sie um Ihren allgemeinen Eindruck zum Online-Beteiligungs-
Verfahren zum (Name des Gesetzes) bitten: Wie bewerten Sie das Verfahren in diesem Fall 
alles in allem? 

sehr gelungen eher gelungen teils/teils 
eher nicht 
gelungen 

gar nicht 
gelungen  

    

10. Unabhängig vom Online-Beteiligungsverfahren möchte ich Sie noch um eine ergänzende 
Angabe bitten: Hat es über die Online-Beteiligung hinaus weitere Anhörungen gegeben (etwa 
von Verbänden oder sonstigen Anspruchsgruppen; auch die rechtlich vorgeschriebenen)? Falls 
ja, um welche Art von Anhörungen / Konsultationen hat es sich gehandelt? Und wann haben 
diese Anhörungen stattgefunden: vor, während oder nach dem Online-Beteiligungsverfahren? 

 
Verfahren bitte eintragen: vor dem 

Online-
Verfahren 

parallel 
zum 

Online-
Verfahren 

nach dem 
Online-

Verfahren  

 

1      

2.      

3.      

4.      

 

 

Haben Sie vielen Dank für Ihre Antworten. 

Ich freue mich auf das Experten-Interview mit Ihnen. 
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3. Fragebogen für Mitglieder  

des Landtags 

 
 

1) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

Einige Eckpunkte und / oder Gesetzentwürfe können auf dem Beteiligungsportal des Landes online kommen- 

tiert werden. Gab es in der aktuellen Legislaturperiode Eckpunkte und / oder Gesetzentwürfe, bei denen Sie 

sich zur Vorbereitung der parlamentarischen Beratung die Online-Kommentare angesehen haben? Welche 

Eckpunkte und / oder Gesetzentwürfe waren das vor allem? 

   

   

   

   

   
 

Wenn Sie sich auf die parlamentarische Beratung eines Gesetzentwurfes vorbereiten: Wie verschaffen Sie 

sich dann im Allgemeinen einen Eindruck über die Sichtweisen der Bürgerinnen und Bürger? Wie wichtig 

sind dann die folgenden Informationsquellen für Sie? Bitte kreuzen Sie jeweils an. 

 sehr wichtig wichtig teils/teils eher unwichtig völlig unwichtig 

Gespräche mit Bürgern im Wahlkreis     

Briefe und E-Mails von Bürgern     

Kommentare von Bürgern auf dem Beteiligungsportal 

des Landes     

Stellungnahme des federführenden Ministeriums zu den 

Kommentaren von Bürgern auf dem Beteiligungsportal     

Medienberichterstattung     

Sonstiges, und zwar.... 

  ! 
    

  ! 
    

  !  
    
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3) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4) 
Zu welchem Zeitpunkt ist Ihrer Meinung nach die Möglichkeit sinnvoll, dass Bürgerinnen und Bürger 

Kommentare auf dem Beteiligungsportal abgeben können? (Sie können mehrere Möglichkeiten ankreuzen.) 

zwischen der Vorlage von Eckpunkten und dem Referentenentwurf ¨  
zwischen dem Referentenentwurf und dem Gesetzentwurf, der in den Landtag eingebracht wird ¨ 

zwischen der Einbringung des Gesetzentwurfes in den Landtag und dem Landtagsbeschluss ¨ 
Das ist über das Beteiligungsportal zu keinem Zeitpunkt sinnvoll. ¨ 

 
5) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6) 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sie finden hier eine Reihe von Aussagen über das Beteiligungsportal bzw. die Kommentare auf dem 

Beteiligungsportal. Bitte kreuzen Sie an, wie stark Sie diesen Aussagen jeweils zustimmen.  

 stimme 
voll und 
ganz zu 

stimme 
eher zu 

 

teils/teils 
stimme 
eher 
nicht zu 

stimme gar 
nicht zu 

Ich lese die meisten Kommentare zu Eckpunkten und / oder 

Gesetzentwürfen auf dem Beteiligungsportal.     

Ich lese die zusammenfassende Stellungnahme des federführenden 

Ministeriums zu den Kommentaren auf dem Beteiligungsportal.     

Die meisten Kommentare auf dem Beteiligungsportal bieten inhaltlich 

sinnvolle Anregungen zu den Eckpunkten / Gesetzentwürfen.     

Die meisten Kommentare auf dem Beteiligungsportal bieten wenig 

Neues (im Vergleich zu herkömmlichen Verfahren, wie z.B. der 

Verbändeanhörung). 

 



 



 



 



 



Die Qualität der Kommentare auf dem Beteiligungsportal schwankt sehr 

stark – je nach Thema.     

Das Beteiligungsportal schafft für die Bürgerinnen und Bürger mehr 

Transparenz über Eckpunkte und / oder Gesetzentwürfe.     

Das Beteiligungsportal ist wichtig, um den Bürgerinnen und Bürgern 

einen Kommunikationskanal anzubieten – unabhängig davon, ob sie 

diesen Kanal auch nutzen. 

 



 



 



 



 



In meinen Reden im Landtag greife ich gelegentlich Kommentare aus 

dem Beteiligungsportal auf.     

In meinen Reden im Landtag greife ich gelegentlich die Like/Dislikes zu 

den Kommentaren aus dem Beteiligungsportal auf.     

Künftig sollten alle Eckpunkte im Beteiligungsportal zur Diskussion 

gestellt werden. 
    

Künftig sollten alle Gesetzentwürfe im Beteiligungsportal zur Diskussion 

gestellt werden.     

 

Bei welchen Themen halten Sie die Möglichkeit für sinnvoll, dass Bürgerinnen und Bürger Kommentare auf 

dem Beteiligungsportal abgeben können? 

   

   

   

   
 

Bislang können Bürgerinnen und Bürger auf dem Beteiligungsportal einige Eckpunkte und / oder Gesetz- 

entwürfe kommentieren. Sie können dort aber nicht selbst Ideen vorschlagen, mit denen sich die Exekutive 

und / oder der Landtag beschäftigen sollen. Fänden Sie es gut, wenn Bürgerinnen und Bürger auf dem 

Beteiligungsportal selbst Ideen vorschlagen könnten? 

Ja ¨ 

Nein ¨ 
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7) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
9) 
 

 
 
 

Haben Sie vielen Dank für Ihre Antworten. 

 
 
 
 
 
 

  

Bitte kreuzen Sie an, wie stark Sie den folgenden Aussagen jeweils zustimmen. 

 stimme 
voll und 
ganz zu 

stimme 
eher zu 

 

teils/teils 
stimme 
eher 
nicht zu 

stimme gar 
nicht zu 

Direkte Gespräche mit Bürgern und Betroffenen liefern häufiger neue 

Ideen als das Beteiligungsportal. 
    

Im direkten Gespräch ist der Umgang miteinander respektvoller als in 

den Diskussionen auf dem Beteiligungsportal.     

Direkte Gespräche führen häufiger zu Verbesserungen an einem 

Gesetzentwurf als die Kommentare auf dem Beteiligungsportal.     

Durch das Einbeziehen von nicht organisierten Betroffenen können 

konfliktträchtige Vorhaben entschärft werden. 
    

Durch das Einbeziehen von zufällig ausgewählten Bürgern können 

konfliktträchtige Vorhaben entschärft werden.     

 

Es wird immer wieder diskutiert, die repräsentative Demokratie auch auf Landesebene um Elemente der 

Bürgerbeteiligung bei der Gesetzgebung zu ergänzen. Im Folgenden geht es nicht um direkt-demokratische 

Verfahren, bei denen Bürger entscheiden. Sondern es geht um Verfahren, bei denen Bürger den Landtag 

„beraten“. Welche der folgenden Aussagen gibt am ehesten Ihre Meinung dazu wieder? 

Die repräsentative Demokratie benötigt auf Landesebene keine Elemente der Bürgerbeteiligung bei der 

Gesetzgebung. 

Die repräsentative Demokratie kann auf Landesebene am besten durch den kombinierten Einsatz von Face-to- 

Face-Beteiligung (organisierte Gespräche) und Online-Beteiligung ergänzt werden. 

Die repräsentative Demokratie kann auf Landesebene am besten durch Online-Beteiligung ergänzt werden. 

Die repräsentative Demokratie kann auf Landesebene am besten durch Face-to-Face-Beteiligung (organisierte 

Gespräche) ergänzt werden. 
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